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Bürgermeister A. Schröder eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass die Ladung ordnungsgemäß
erfolgt und die Beschlussfähigkeit gegeben ist.

1. Deutsche Glasfaser – Mündliche Info über den Stand der Erschließung

Die zur heutigen Gemeinderatssitzung eingeladenen Herren der Dt. Glasfaser (DG) haben letzte
Woche ihre Teilnahme an der Gemeinderatssitzung abgesagt.

Lasse Rieck, als zuständiger Sachbearbeiter für die Betreuung der Umsetzung der Deutschen
Glasfaser, erläutert den derzeitigen Sachstand.

Der Ausbau der Infrastruktur ist zu 2/3 abgeschlossen. Es fehlen vor Allem noch die wichtigen
Backbone-Verbindungen auf den Landes- und Kreisstraßen, welche für die Versorgung des
Hauptverteilers notwendig sind.

Die Deutsche Glasfaser hat Ende Februar 2024 verkündet, dass dem Generalunternehmer ERT
Netzwerkbau GmbH, früher Geodesia, die Zusammenarbeit seitens der DG gekündigt wurde.

Die DG war mit dem Vorgehen von ERT nicht einverstanden bzw. gab es Mängel bei der Wie-
derherstellung der Oberflächen.

Es wurde ein neuer Generalunternehmer von Deutsche Glasfaser benannt: HHR Glasfaser
GmbH.

Diese soll zuerst die durch ERT verursachten Mängel wiederherstellen und anschließend den
Ausbau fertigstellen.

Die Deutsche Glasfaser hat hierzu eine Stellungnahme abgegeben:

Momentan befindet sich die Firma HHR noch im Aufbau, und die Menge der anstehenden Auf-
gaben ist sehr umfangreich. Daher benötigt die Firma mehr Zeit als ursprünglich geplant, um sich
angemessen vorzubereiten und den Ausbau mit ausreichender Kapazität voranzutreiben. Es sei
ihnen äußerst wichtig, dass die Arbeiten in Meißenheim, sobald sie wieder aufgenommen wer-
den, von der Firma HHR ordnungsgemäß und mit ausreichender Sicherheit durchgeführt werden
können.

Aktuell werden neue Mitarbeiter eingestellt und geschult, was leider entsprechend Zeit in An-
spruch nimmt.

Sie sind bestrebt, der Gemeinde schnellstmöglich einen Bauzeitenplan zuzusenden, damit man
sich einen Überblick über die ausstehenden Arbeiten verschaffen könne.

Trotz der Verzögerungen könne seitens der Deutschen Glasfaser Positives über die HHR berich-
tet werden.

Die HHR verfügt zweifelllos über die erforderlichen Kompetenzen und das Fachwissen, um den
Glasfaserausbau in Meißenheim erfolgreich durchzuführen.

Sobald der Bauzeitenplan der Gemeinde vorliegt, wird dieser im Amtsblatt veröffentlicht.
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Die Kontaktdaten der Ansprechpartner des Generalunternehmers HHR und der Deutsche Glas-
faser sind bereits im Amtsblatt veröffentlicht. Baubeschwerden und Fragen möge die Bevölkerung
bitte direkt dorthin richten.

Die Gemeinde hofft auf einen schnellen Abschluss der Arbeiten und auch, dass sich die Deutsche
Glasfaser an den nächsten Bauzeitenplan hält, um einen verbindlichen Termin für die Aktivierung
setzen zu können.

Der Informationsfluss der DG ist spärlich und dem Wunsch eines persönlichen Gespräches sei-
tens der Gemeinde wurde bislang nicht nachgekommen.

Auf Nachfrage aus dem Gemeinderat wird erläutert, dass die DG vertraglich in der Haftung steht
bei Straßenschäden und dadurch entstehenden Unfällen.

Sofern Baustellen nicht geschlossen werden, kann durch die Gemeinde eine Ersatzvornahme
angedroht werden. Das Problem ist jedoch auch, dass wie überall, die Deutsche Glasfaser unter
Personalmangel zu leiden hat.

Derzeit erfolgt eine Schadensaufnahme.

Auf Nachfrage aus dem Gemeinderat, teilt die Verwaltung mit, dass man über die Homepage der
Deutsche Glasfaser ein Schadensformular herunterladen kann sofern man am Privatgrundstück
einen Schaden erlitten hat. Der Gemeinde selbst, werden Mängelprotokolle für gemeindeeigene
Flächen (Straßen, Gehwege, etc.) übersandt.

Ein Fertigstellungsdatum ist im Vertrag nicht festgelegt. Die Deutsche Glasfaser ist nur mit einer
Unternehmensbürgschaft greifbar, falls keine Fertigstellung erfolgt bzw. Baustellen beseitigt wer-
den.

Zusammenfassend liegen die derzeitigen Hauptaugenmerke auf der Fehlerbehebung, dem Bau-
zeitenplan und der Protokollzusammenführung der Bestandsaufnahme.

Ein Gemeinderat verweist auf Ottenheim, wo es seit einigen Wochen mit dem Ausbau voran-
schreitet und das Vorgehen zwischenzeitlich professionell aussieht. Die Frage, ob diese Firma
auch in Meißenheim für den weiteren Ausbau zum Einsatz kommt, kann nicht beantwortet wer-
den.

Bürgermeister Schröder erklärt, dass man in Schwanau aus den Fehlern gelernt hätte und zwi-
schenzeitlich Straße für Straße herstellt. Allerdings ist nicht von der Hand zu weisen, dass auch
in Ottenheim weiterhin Probleme mit dem Ausbau zugegen sind.
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2. Frageviertelstunde

Aus den Reihen der Zuhörer werden keine Fragen gestellt.

3. Genehmigung des Protokolls der Sitzung vom 15.04.2024

Der Gemeinderat genehmigt einstimmig das Protokoll der Sitzung vom 15.04.2024.

4. Information über die in der nichtöffentlichen Sitzung gefassten Be-
schlüsse

Antrag auf Erteilung eines Jagderlaubnisscheines für den GJB Meißenheim III und den
EJB Meißenheim 1 und 4

Der Gemeinderat stimmte der Erteilung eines Jagderlaubnisscheines für den GJB Meißenheim
III und den EJB Meißenheim 1 und 4 zu.

Abschluss einer Vereinbarung zur Sicherung des natur- und artenschutzrechtlichen Aus-
gleichs zum Bebauungsplan "Oberrot-Süd" in Kürzell

Der Gemeinderat hat über die ergänzende Vereinbarung zur Sicherung des Ausgleiches beraten
und die Verwaltung beauftragt, den vorgelegten Vertrag zu unterzeichnen.

Vergabe der Arbeiten zur Pflege des Lärmschutzwall Kürzell

Der Gemeinderat beschließt einstimmig, die Pflege- und Mulcharbeiten des Lärmschutzwalls für

die Jahre 2024 und 2025 an die Firma Theo Heitz zum Preis von 23.276,40 € zu vergeben.

5. Einführung des Digitalfunks bei der Feuerwehr – Interessenbekundung
der Gemeinde Meißenheim im Hinblick auf eine Ausschreibung durch
den Ortenaukreis

1. Worum geht es?

Im Zuge der Einführung des Digitalfunks ist die analoge Funktechnik der Feuerwehr durch digi-
tale Funktechnik zu ersetzen. Der Ortenaukreis hat vorgeschlagen, das Beschaffungsvolumen
der interessierten Städte und Gemeinden zu bündeln und unter Begleitung eines Fachanwalts
europaweit auszuschreiben. Die Verwaltung schlägt vor, hierzu verbindlich das Interesse zu er-
klären.
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2. Sachverhalt

Im Zuge der Einführung des Digitalfunks bei den Behörden und Organisationen mit Sicherheits-
aufgaben (BOS) sind nach dem Polizeivollzugsdienst, diversen Hilfsorganisationen und der
Bundesanstalt Technisches Hilfswerk auch die Feuerwehren in Baden-Württemberg mit einer
entsprechenden Digitalfunkausstattung zu versehen. Der Digitalfunk funktioniert – grob gespro-
chen – wie ein besonderes Mobilfunknetz, das auf die Bedürfnisse der BOS zugeschnitten ist.

Infolge des Funktionsprinzips kann die Ausstattung, die für den Analogfunk beschafft wurde,
nicht mehr weiterverwendet werden. Sie muss komplett durch digitale Funktechnik abgelöst
werden. Auch ist bei den wesentlich komplexeren Endgeräten künftig mit jährlichen Software-
Updates durch das Innenministerium und alle zwei bis drei Jahre mit Firmware-Updates durch
den Hersteller zu rechnen.

Nicht berührt durch die Einführung des Digitalfunks ist in Baden-Württemberg die Alarmierung
der Feuerwehren. Diese erfolgt u.a. aus Gründen der Betriebssicherheit auch künftig durch ein
gesondertes Netz und über besondere Funkmeldeempfänger. Dieses Netz ist im Ortenaukreis
bereits digitalisiert.

Die erforderliche Ablösung von Analogfunkgeräten und die Beschaffung von Digitalfunktechnik
betrifft im wesentlichen drei Typen von Endgeräten:

- Feststationen, sogenannte fixed radio terminals (FRT), insbesondere in Feuerwehrgerätehäu-
sern,

- Fahrzeugfunkgeräte, sogenannte mobile radio terminals (MRT),

- Handfunkgeräte, sogenannte handheld radio terminals (HRT).

Je nach Einsatzort und –art sind die Geräte mit verschiedenen Peripheriegeräten zu koppeln.
So wird zum Beispiel ein FRT erst in Kombination mit einem Schwanenhalsmikrophon oder ei-
nem Handhörer, einem Fußtaster und einer Flachantenne nutzbar.

Die Auswahl möglicher Geräte ist eng begrenzt, weil alle Endgeräte ein Zertifizierungsverfahren
nach der BDBOS-Zertifizierungsverordnung durchlaufen müssen. Die Unternehmen Motorola
und Sepura können das gesamte Spektrum von Endgeräten anbieten, der Hersteller Airbus bie-
tet derzeit kein aktuelles MRT an.

Der Ortenaukreis hat vorgeschlagen, die Ausschreibung für den gesamten Landkreis zu bün-
deln. Hintergrund des Vorschlags ist, die Beschlussfassung des Umwelt- und Technikaus-
schuss des Ortenaukreises, in welcher die Verwaltung ermächtigt wurde einen Rahmenvertrag
über die Lieferung und den Einbau von Digitalfunkgeräten abzuschließen. Um so die teilneh-
menden Kommunen organisatorisch und finanziell bei dem Beschaffungsverfahren zu entlas-
ten. Durch die Bündelung des kreisweiten Bedarfs von ca. 174 FRT, 563 MRT und 2.214 HRT
(Beschaffungsvolumen ca. 2,5 Mio. EUR) sollen die Kosten der Beschaffung für die Städte und
Gemeinden reduziert und ein wirtschaftlicher Preis erzielt werden. Der Landkreis hat hierzu un-
verbindliche Interessenbekundungen der Städte und Gemeinden eingeholt. Alle Städte und Ge-
meinden im Landkreis haben ihr unverbindliches Interesse an einer Beteiligung signalisiert.

Der Landkreis beabsichtigt die Durchführung einer EU-weiten Ausschreibung. Hierdurch wird
den Städten und Gemeinden, die nun eine verbindliche Interessenbekundung abgeben, ein Be-
zugsrecht für die benötigte Digitalfunkausrüstung vermittelt.
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Bei der inhaltlichen Gestaltung der Ausschreibung wird nach Mitteilung des Landratsamts da-
rauf geachtet, dass die Städte und Gemeinden jeweils Funktechnik beschaffen können, welche
insbesondere mit den zum Teil bereits bestehenden Vorrüstungen in den Einsatzfahrzeugen
kompatibel ist. Dazu sollen zwei Warenkörbe mit unterschiedlichen technischen Anforderungen
definiert werden, aus denen jeweils die passende Systemtechnik abgerufen werden kann.

Die Städte und Gemeinden erhalten vom Landratsamt eine Bewertungsmatrix, um im Nach-
gang zur „Befüllung“ der Warenkörbe durch die Ausschreibung eine rechtssichere Beschaf-
fungsentscheidung „aus den Warenkörben“ durchzuführen. Hierbei sollen die Kriterien (1) Preis,
(2) Gerätebestand, (3) Vorrüstungen in Kfz., (4) Servicefreundlichkeit in Bezug auf Updates, (5)
Reparaturkonzept des Anbieters abgebildet werden.

Der Bezug und die Abrechnung erfolgen dann ohne Einschaltung des Landkreises direkt zwi-
schen Anbieter und der jeweils erwerbenden Stadt bzw. Gemeinde. Als Umsetzungszeitraum ist
der Zeitraum vom 1. September 2024 bis zum 31. Dezember 2025 vorgesehen. Bis zum letzt-
genannten Zeitpunkt soll eine Preisbindung bestehen, der Abruf von Systemtechnik soll aber
auch danach noch möglich sein. Dadurch kann den unterschiedlichen Mittelbereitstellungszeit-
punkten bezogen auf Haushaltsmittel und Landesförderung Rechnung getragen werden.

Für die durch die Einführung des Digitalfunks verursachte Ersatzbeschaffung von notwendigen,
fest eingebauten Funkgeräten in Feuerwehr-Einsatzfahrzeugen und Feuerwehrhäusern soiwe
Handsprechfunkgeräten sieht Nr. 5.1 und Nr. 5.2 der Anlage zur VwV Z-Feu eine Festbetrags-
förderung in Höhe von 600 EUR je Stück (MRT/FRT) und eine Festbetragsförderung in Höhe
von 250 EUR je Stück (HRT), einschließlich Einbau und Zubehör vor.

Die Durchführung der Ausschreibung durch das Landratsamt und die Interessenbekundung
hierzu sind nach Mitteilung des Amts für Brand- und Katastrophenschutz des Landratsamts in
Abstimmung mit dem Regierungspräsidium insofern nicht förderschädlich.

Die Begleitung der Ausschreibung erfolgt beim Landratsamt intern durch das Amt für Brand-
und Katastrophenschutz. Extern beigezogen wird ein Fachanwalt der Kanzlei Menold Bezler
(Stuttgart), welcher bereits Nachbarlandkreise bei einer derartigen Ausschreibung erfolgreich
begleitet hat. Weder für die interne Begleitung noch für die externe Begleitung von geschätzt
20.000 EUR (ohne Kosten eines ggf. durch unterlegene Bieter betriebenen Rechtbehelfsverfah-
rens) erhebt das Landratsamt einen Kostenbeitrag gegenüber den Kommunen.

3. Handlungsbedarf und –optionen

Der Beschaffungsbedarf in der Gemeinde Meißenheim stellt sich nach eingehender Analyse
wie folgt dar:

Ø 2x FRT
Ø 5x MRT
Ø 23x HRT

Im Hinblick auf die Mittelbereitstellung ist der Sachstand wie folgt:

Beschaffung FRT & MRT – 2024 (Mittel über 50.000 € eingestellt)
Beschaffung HRT - in Haushalt 2025 mit aufzunehmen
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Nachdem der Bedarf für eine Beschaffung digitaler Funktechnik unabweisbar ist, bestehen fol-
gende Handlungsmöglichkeiten:

· Die Beschaffung wird durch die Gemeinde Meißenheim unmittelbar selbst durchgeführt.
Dies hätte den Vorteil, das Beschaffungsverfahren voll umfänglich selbst steuern und
durchführen zu können. Kehrseitig ist damit zu rechnen, dass in tatsächlicher und recht-
licher Hinsicht komplexe Fragen auftreten werden, die einer externen Begleitung bedür-
fen.

· Die Gemeinde bekundet das verbindliche Interesse an der Ausschreibung des Landkrei-
ses. Dies hätte den Vorteil, dass tatsächliche und rechtliche Fragen zentral behandelt
werden können und über das größere Mengengerüst voraussichtlich ein wirtschaftlicher
Preis erzielt werden kann. Außerdem kann auch in der weiteren Begleitung – ohne be-
sondere Kosten – die besondere technische Expertise des Landratsamts genutzt wer-
den. Eine Belastung der Gemeindeverwaltung mit technischen und rechtlichen Einzelfra-
gen wird so weitgehend und kostenneutral vermieden. Aufgrund der damit verbundenen
Vorteile hält die Verwaltung dieses Vorgehen „im Geleitzug“ für eindeutig vorteilhafter.

Auf Nachfrage aus dem Gemeinderat erläutert Lasse Rieck, dass die alten Funkgeräte nicht
veräußert werden können, da diese mit Sicherheitsfunk ausgestattet sind.

Der Gemeinderat regt an, die ausgesonderten Funkgeräte für den Notfall vorerst aufzubewah-
ren.

Der Gemeinderat beauftragt die Verwaltung einstimmig wie folgt vorzugehen:

· Die Gemeinde Meißenheim bekundet das verbindliche Interesse an der Ausschrei-
bung des Landkreises im Hinblick auf die Beschaffung von digitaler Funktechnik
für die Feuerwehren der Städte und Gemeinden.

· Die Verwaltung wird beauftragt, die für eine Berücksichtigung im Rahmen der
Ausschreibung ggf. erforderlichen Erklärungen und Rechtshandlungen gegen-
über dem Landkreis abzugeben bzw. vorzunehmen.

6. Bauanträge

6.1 Antrag zur Errichtung einer überdachten Lagerfläche mit Garage und Containerplatz im ver-
einfachten Verfahren auf Flst. Nr. 5088/2, Auf dem Pfahl 7 in Kürzell

Der Antragsteller plant die Errichtung eines überdachten Lagerplatzes, sowie die Aufstellung
von 4 Containern, einer der Container wird auch als Technikraum genutzt.
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Auf den geplanten Lagerflächen sollen Baumaterialien, Schalung, Stahlstützen, Verbrauchsma-
terial und Handwerkzeug gelagert werden. Die Lagerung von Betriebsstoffen ist nicht geplant.

Als Betriebszeiten wurde ein Zeitraum zwischen 6:00 – 22:00 Uhr angegeben.

Das Baugrundstück befindet sich im Geltungsbereich des B-Planes „GE Dreschschopf“. Soweit
die schalltechnischen Vorgaben eingehalten werden, geht die Verwaltung von einer Genehmi-
gungsfähigkeit des Vorhabens aus.

Gutachtliche Stellungnahme / Büro für Schallschutz Dr. Wilfried Jans

Der Gemeinderat leitet den Bauantrag einstimmig positiv zur Genehmigung an das Land-
ratsamt Ortenaukreis weiter.

6.2 Antrag auf wasserrechtliche Erlaubnis zum Bau und Betrieb einer Regenwasserversickerung
auf dem Flst. Nr. 5088/2, Auf dem Pfahl 7 in Kürzell

Der Antragsteller plant im Zuge des Neubaus einer Lagerhalle sowie zwei Garagen auf dem
Flst.Nr. 5088/2, Auf dem Pfahl 7, im Gewerbegebiet „Dreschschopf“ eine Versickerung von an-
fallendem Niederschlagswasser der Satzung entsprechend auf dem Baugrundstück. Die Stand-
orte der beiden Versickerungsflächen sollen im nördlichen und westlichen Bereich des Grund-
stücks liegen. Sie haben eine geplante Fläche von ca. 41 m² bzw. ca. 97 m² und eine Regelein-
stauhöhe von 0,30m und eine Notüberlaufhöhe von ca. 0,50m.
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Der Anschluss an das Regenwassernetzt, welcher in das Grundstück geführt ist, wird als Not-
überlauf bei Wasserstandhöhen > 153,08 mNN genutzt, wobei ein solcher Wasserstand zum
Zeitpunkt des Antrages als nahezu ausgeschlossen betrachtet werden kann.

Ein separater Entwässerungsantrag dafür muss gestellt werden.

Der Bauherr beantragt hiermit die Versickerung der Dachflächenentwässerung auf dem Grund-
stück Flst. Nr. 5088/2.

Der Ortschaftsrat hat in seiner Sitzung am 08.04.2024 bereits einstimmig zugestimmt.

Der Gemeinderat leitet den Antrag auf wasserrechtliche Erlaubnis einstimmig positiv an
das Landratsamt Ortenaukreis weiter.

6.3 Antrag auf Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis zur Versickerung von Niederschalgs-
wasser im Zuge des Neubaus einer Reinraumwäscherei auf dem Flst.Nr. 5073/1, Hermann-Ge-
bauer-Str. 5 in Kürzell
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Der Bauherr plant auf dem Flst.Nr. 5073/1 in der Hermann-Gebauer-Straße 5 in Kürzell Erweite-
rungsmaßnahmen. Dabei handelt es sich um den Neubau eines neuen Gebäudes (Reinraumwä-
scherei) östlich von der bestehenden Tankfläche und des Parkplatzes.

Das auf dem neuen Baufeld anfallende Niederschlagswasser soll über eine Muldenversickerung
auf dem Grundstück östlich von der Neubebauung versickern. Eine Versickerungsmulde soll neu
gebaut, die bestehenden bzw. bereits genehmigten Versickerungsanlagen im Bereich des Park-
platzes und der Tankfläche erweitert werden.
Im Bereich der neu geplanten Versickerungsmulde ist ausreichend Grünfläche für die Versicke-
rung vorhanden. Die Muldentiefe beträgt ca. 45 cm.
Entwässerungstechnisch ist die westliche Teilfläche, über die Versickerungsanlagen im Bereich
des angrenzenden Parkplatzes (Einzugsgebiet 2, Pflaster mit Mulde) und der Tankflächen (Ein-

zugsgebiet 5, Muldenversickerung) vorgesehen. Für die Versickerungsanlagen im Parkplatz- und
im Tankflächenbereich liegt eine wasserrechtliche Erlaubnis vor.

Gemeinderat Christian Maurer betritt den Sitzungssaal und nimmt an der Sitzung teil.

Der Gemeinderat leitet einstimmig den Antrag zur Erteilung einer Wasserrechtlichen Er-
laubnis befürwortend zur Genehmigung an das Landratsamt Ortenaukreis weiter.

6.4 Antrag zur Erweiterung des Wohnhauses im vereinfachten Verfahren auf Flst. Nr. 1744, Goe-
thestraße 10 in Meißenheim

Der Antragsteller beantragt die Erweiterung des Wohnhauses zur Genehmigung im vereinfachten
Verfahren nach § 52 LBO auf dem Flurstück Nr. 1744, Goethestraße 10 in Meißenheim.

Das Baugrundstück liegt im Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplans „Hinter dem
Pfarrgarten“
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Der Bauherr beantragt eine Befreiung nach § 31 Abs. 2 (BauGB) hinsichtlich der Dachform
(laut B-Plan Steildach mind. 48° Neigung) und der Dachgaube (laut B-Plan § 10 Nr. 8 nicht er-
laubt).

Auf vorhandene Abweichungen im Bestand der Goethestraße wird verwiesen.

Der Bezirksbeirat hat dem Vorhaben in seiner letzten Sitzung zugestimmt.

Der Gemeinderat leitet den Bauantrag einstimmig positiv zur Genehmigung an das Land-
ratsamt Ortenaukreis weiter und erteilt sein Einvernehmen gem. § 36 BauGB.

6.5 Antrag zur Errichtung einer Garage im vereinfachten Verfahren auf Flst. Nr. 235/6, Rhein-
straße 15 in Meißenheim

Der Antragsteller beantragt die Errichtung einer Garage zur Genehmigung im vereinfachten Ver-
fahren nach § 52 LBO auf dem Flurstück Nr. 235/6, Rheinstraße 15 in Meißenheim.

Das Baugrundstück liegt in keinem Bebauungsplan. Somit ist § 34 BauGB die Beurteilungs-
grundlage für die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit des Vorhabens.
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Die Übernahme der Baulast auf Flst. Nr. 236 zu Gunsten Flst. Nr. 235/6 wurde vom Landrats-
amt veranlasst.

Der Bezirksbeirat hat dem Vorhaben in seiner letzten Sitzung zugestimmt.

Eine Kontaktaufnahme mit dem Bauherren bzgl. einer möglichen Drehung des Gebäudekomple-
xes konnte bisher noch nicht erfolgen. Ein Gespräch mit dem Bauherren ist jedoch noch vorge-
sehen.

Aus dem Gemeinderat wird die verschwenderische Art der Bauweise kritisiert.

Möglicherweise ist auch in Zukunft eine hintere Bebauung vorgesehen.

Baurechtlich ist eine Bebauung direkt an der Straße – ohne Stellplätze vor dem Garagentor -
zulässig und eine Baulast zur Straße hin nicht erforderlich.

Der Gemeinderat leitet den Bauantrag mit 1 Gegenstimme und 2 Enthaltungen positiv zur
Genehmigung an das Landratsamt Ortenaukreis weiter und erteilt sein Einvernehmen
gem. §36 BauGB.
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6.6 Antrag zum Neubau eines Wohnhauses mit Carport / Fahrradraum und Geräteschopf in ver-
einfachten Verfahren auf Flst. Nr. 121, Altrheinstraße 8 in Meißenheim

Der Antragsteller beantragt den Neubau eines Wohnhauses mit 2 Wohneinheiten mit
Carport / Fahrradraum und Geräteschopf zur Genehmigung im vereinfachten Verfahren nach §
52 LBO auf dem Flurstück Nr. 121, Altrheinstraße 8 in Meißenheim.

Das Baugrundstück liegt in keinem Bebauungsplan. Somit ist §34 BauGB die Beurteilungs-
grundlage für die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit des Vorhabens.

Ein neuer Lageplan mit dem 3. erforderlichen Stellplatz wird der Gemeinde nachgereicht.

Das Landratsamt fordert keinen neuen Lageplan, da ausreichend Fläche vorhanden ist und im
schriftlichen Teil 3 Stellplätze vorgesehen sind.

Der Gemeinderat leitet den Bauantrag einstimmig positiv zur Genehmigung an das Land-
ratsamt Ortenaukreis weiter und erteilt sein Einvernehmen gem. §36 BauGB.
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6.7 Neubau eines Einfamilienhauses mit Doppelgarage; 1. Tektur / Nachtrag zur Baugenehmi-
gung vom 18.12.2023 - vereinfachtes Verfahren - auf Flst. Nr. 5566, Buchenweg 24 in Kürzell

Der Antragsteller beantragt den Neubau eines Einfamilienhauses mit Doppelgarage / Veränderte
Ausführung zur Genehmigung im vereinfachten Verfahren nach § 52 LBO auf dem Flurstück Nr.
5566, Buchenweg 24 in Kürzell.

Das Baugrundstück liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Kleinfeldele III“. Die Zuläs-
sigkeit des Vorhabens ist entsprechend nach §30 BauGB zu beurteilen.

Der ursprüngliche Bauantrag wurde am 20.07.2023 gestellt und die Baufreigabe am 18.12.2023
erteilt.

In der neuen Planung wurde das Wohnhaus einen Meter weiter südlich platziert und ist an der
West- bzw. Ostseite einen Meter länger.

Das Vorhaben entspricht insgesamt den Festsetzungen des Bebauungsplanes und ist damit ge-
nehmigungsfähig.

Der Gemeinderat leitet den Bauantrag einstimmig positiv zur Genehmigung an das Land-
ratsamt Ortenaukreis weiter.
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7. Spendenannahme Förderverein FBGS

Bereits in der Gemeinderatssitzung am 18.03.2024 hat der Gemeinderat den Annahmen von
Spenden im Jahr 2023 einstimmig zugestimmt. Auf die Erläuterungen zur Gemeinderatssitzung
vom 18.03.2024 wird verwiesen.

Bei der Aufstellung und Übermittlung der Spenden durch den Förderverein der Friederike-Brion-
Grundschule Meißenheim ist hierbei ein Fehler unterlaufen.

Die Spende des „TV Freizeit Abt. Fußball“ in Höhe von 700 € kommt nicht vom TV Freizeit Abt.
Fußball, sondern von der Abteilung Faustball. Die Abteilung Faustball hat bei der Liquidation,
Vereinsvermögen in Höhe von 700€ an den Förderverein der Friederike-Brion-Grundschule ge-
spendet.

§78 Abs. 4 GemO Grundsätze der Erzielung von Erträgen und Einzahlungen

Die Gemeinde darf zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 1 Abs. 2 GemO Spenden, Schenkungen
und ähnliche Zuwendungen einwerben und annehmen oder an Dritte vermitteln, die sich an der
Erfüllung von Aufgaben nach § 1 Abs. 2 beteiligen. Die Einwerbung und die Entgegennahme des
Angebots einer Zuwendung obliegen ausschließlich dem Bürgermeister sowie den Beigeordne-
ten. Über die Annahme oder Vermittlung entscheidet der Gemeinderat. Die Gemeinde erstellt
jährlich einen Bericht, in welchem die Geber, die Zuwendungen und die Zuwendungszwecke an-
zugeben sind, und übersendet ihn der Rechtsaufsichtbehörde.

Spenden im Jahr 2023 an die Fördervereine der Schulen:

Datum Spender Betrag Förderverein

Stiftung Bildung und Soziales 500,00 € FBS

TV Freizeit Abt. Faustball 700,00 € FBS

OCO Ortenauer Gase 80,00 € FBS

Cordula Feist 200,00 € FBS

Klasse 4a (Abschluss 2023) 66,06 € FBS

Kiefer Schweißtechnik 500,00 € FBS

Penny Aktion Vereine 1.500,00 € FBS
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Penny Aktion Vereine 267,75 € FBS

Penny Aktion Vereine 307,55 € FBS

Der Korrektheit halber möge der Gemeinderat, davon Kenntnisnehmen, dass die Spende über
700,00 € von TV Freizeit Abt. Faustball erfolgte. Der Gemeinderat möge nochmals der An-
nahme der Spenden zustimmen.

Der Gemeinderat stimmt der Annahme der Spenden nach §78 Abs. 4 GemO einstimmig zu.

8. Antrag auf Planfeststellung des bergrechtlichen Rahmenbetriebsplans
für den Neuaufschluss und Betrieb einer Kies- und Sandgrube im Ge-
wann Riedmatten auf der Gemarkung Meißenheim

Gemeinderat Heinz Schlecht ist zu diesem TOP befangen und nimmt im Zuhörerraum platz.

Mit dem Rohstoffsicherungskonzept im Rahmen des Regionalplans des Regionalverbands Süd-
licher Oberrhein wurden die Flächen festgelegt, auf welchen in Südbaden Kies und Sand abge-
baut werden kann. In Meißenheim gehören dazu der Vältinsschollensee und der Bereich Ried-
matten.

Im Jahr 1996 hat die Fa. Zürcher Bau aus Meißenheim erstmals den Antrag gestellt, im Gewann
Riedmatten Kies abzubauen.

Der Gemeinderat hat das Vorhaben zunächst befürwortet und im Jahr 2000 einen Vorvertrag zur
Abwicklung der Aufgabe beschlossen. Nach der Neuwahl des Gremiums hat der Gemeinderat
2003 die weitere Zusammenarbeit bezüglich einer Kiesförderung im Gewann Riedmatten abge-
lehnt.

2009 hat der Zivilsenat Freiburg des Oberlandesgerichts Karlsruhe die Gemeinde verpflichtet,
entsprechend dem Vorvertrag aus dem Jahr 2000, einen Pachtvertrag mit der Fa. Zürcher ab-
zuschließen.

Im Jahr 2011 hat die Gemeinde mit der Fa. Zürcher einen Pachtvertrag zur Gewinnung von Sand
und Kies im Gewann Riedmatten abgeschlossen. Mit dieser vertraglichen Grundlage hat die Fa.
Zürcher das bergrechtliche Verfahren beim Regierungspräsidium Freiburg angestrengt.

Im Gewann Riedmatten befindet sich ein Großteil der Fläche im Eigentum der Gemeinde und
wird an die Firma verpachtet. Die Gemeinde erhält eine Flächenpacht und über den Förderzins
einen Anteil am abgebauten Material.

Mit der Vereinbarung aus dem Jahr 2011 wurde die Fa. Zürcher verpflichtet, den Unterbau für die
Zufahrt von der L 104 bis zur Winkelstraße herzustellen. Unabhängig davon, versuchen die Ge-
meinde und die Fa. Zürcher derzeit die behördliche Genehmigung für eine Verladeeinrichtung am
Rhein zu erlangen.
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Damit würde die Bevölkerung von Meißenheim und von den Gemeinden entlang der L 75 vom
Verkehrslärm durch Kies-LKW entlastet.

Mit Schreiben vom 29.02.24 hat das Regierungspräsidium Freiburg, Landesamt für Geologie,
Rohstoffe und Bergbau, die Unterlagen im Rahmen des bergrechtlichen Verfahrens zur Offenlage
und mit der

Gelegenheit zur Stellungnahme bis 19.04.24 vorgelegt.

Das Regierungspräsidium Freiburg hat Fristverlängerung bis 30.05.24 gewährt.

Die Fa. Zürcher Bau GmbH beantragt mit Schreiben vom 20.05.2021 und mit Planunterlagen in
überarbeiteter Fassung vom November 2023 die Zulassung des bergrechtlichen Rahmenbe-
triebsplans für den Neuaufschluss und Betrieb einer Kies- und Sandgrube im Gewann Riedmat-
ten auf der Gemarkung Meißenheim.

Der Antrag und die Antragsunterlagen wurden im Zeitraum vom 11.03.2024 bis einschließlich
10.04.2024 in der Gemeindeverwaltung zur Einsicht ausgelegt und standen online zur Verfügung.

In der öffentlichen Gemeinderatssitzung am 15.04.24 waren Vertreter der Fa. Zürcher Bau GmbH
anwesend, erläuterten das Vorhaben und standen für Fragen zur Verfügung.

Aus den Reihen des Gemeinderats wird für die Bevölkerung nochmals darauf hingewiesen, dass
das bestehende Rheinbecken für die geplante Verladestation nicht zur Verfügung stehen kann
und an den Rhein gelegt werden muss; dies insbesondere aufgrund des Integrierten Rheinpro-
gramms und auch der bereits erfolgten Verpachtung an RMKS.

Mit 2 Enthaltungen stimmt der Gemeinderat dem Beschlussvorschlag zu:

Zum Antrag auf Planfeststellung des bergrechtlichen Rahmenbetriebsplans für den Neu-
aufschluss und Betrieb einer Kies- und Sandgrube im Gewann Riedmatten auf der Gemar-
kung Meißenheim nimmt der Gemeinderat wie folgt Stellung:

Gemäß Gerichtsurteil des Oberlandesgericht Karlsruhe vom 24.04.2009 - 14 U 53/06 -
wurde die Gemeinde Meißenheim verpflichtet, der Antragstellerin Grundstücke zur Aus-
kiesung im Gewann Riedmatten zur Verfügung zu stellen.

Dieser Verpflichtung ist die Gemeinde Meißenheim mit Unterzeichnung des Pachtvertra-
ges vom 21.04.2011 gemäß Gemeinderatsbeschluss vom 14.03.2011 nachgekommen.

Von Seiten der Gemeinde Meißenheim wurde u.a. gefordert und mit der Antragstellerin
vertraglich vereinbart, über die gesetzlichen Vorschriften hinaus,

- zusätzlichen Lärm- und Sichtschutz für die Bürgerinnen und Bürger zu schaffen,
- die Fläche im Interesse der Landwirtschaft und des ressourcenschonenden Flä-

chenverbrauchs optimiert zu nutzen
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- sowie parallel zu dem Kieswerk Riedmatten auch eine Verladung in den Rhein an-
zustreben, um damit die Belastung durch zusätzlichen Verkehr auf der Gemarkung
Meißenheim, wie auch der Nachbarkommunen, zu reduzieren.

Die Antragstellerin hat dargelegt, über das gesetzliche Maß hinaus Lärm- und Sichtschutz
(zusätzlicher Erd-Wall, zusätzliche Einhausungen der Betriebsstätte, reduzierter Radlade-
verkehr etc.) zu planen. Der Gemeinderat regt an, auch diese zusätzlichen Planungen der
Antragstellerin zum Schutz der Bürgerinnen und Bürger - welche über das gesetzliche Maß
hinausgehen - im Genehmigungsverfahren festzusetzen.

Aktuell befindet sich auf der Gemarkung Meißenheim die Biotopverbundplanung in Bear-
beitung. Die weiteren Planungen zum Biotopverbund werden die zukünftigen Aus-
kiesungs- und Betriebsflächen im Gewann Riedmatten berücksichtigen, d.h die zukünfti-
gen Auskiesungs- und Betriebsflächen im Gewann Riedmatten werden bei der Biotopver-
bundplanung nicht aufgegriffen, weil diese für den Rohstoffabbau vorgesehen sind.

Darüber hinaus nimmt der Gemeinderat sowohl die Ausführungen der Antragstellerin ge-
mäß den ausgelegten Antrags-Unterlagen und den mündlichen Ausführungen der Antrag-
stellerin in der Gemeinderatssitzung vom 15. April 2024 zur Kenntnis.

Nach Beschlussfassung nimmt Gemeinderat Heinz Schlecht wieder an der Gemeinderatssitzung
teil.

9. Außenanlage Kindergarten Arche Noah

Im Haushalt wurden 150.000,- € für die Außenanlage KiGa Arche-Noah Meißenheim bereitge-
stellt. Die Schaffung von Mitarbeiterparkplätzen (5 sind lt. Baugenehmigung nachzuweisen) und
Fahrradstellplätzen hat hier Priorität.
Architekt Frieder Gässler hat verschiedenen Gestaltungsvarianten vorgelegt, diese wurden mit
dem Kindergarten-Team und der Verwaltung besprochen.
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Variante 1:
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Variante 2:

Der Bauausschuss spricht sich für Variante 2 – mit mehr Stellplätzen aus. Eine Eingrünung mit
Stauden –wie im Schulhof- sollte angestrebt werden.

Architekt Frieder Gäßler erläutert anhand einer Power-Point-Präsentation nochmals im Detail das
geplante Vorhaben mit 4 verschiedenen Varianten. Die PP-Präsentation ist dem Protokoll als
Anlage beigefügt.

Die Sanierung der Kanalleitungen auf dem Grundstück sind ebenfalls im Zuge der Baumaß-
nahme vorgesehen. Auch die Verlegung von Leerrohren für Stromanschlüsse (E-Autos, Weih-
nachtsbeleuchtung, etc.) sind geplant.
Auf der Straße selbst werden Einzeichnungen von Parkplätzen vorgenommen, um eine Verkehrs-
beruhigung zu erreichen.

Auf dem Grundstück selbst sind baurechtlich 5 Parkplätze gefordert. Diese Vorgabe wird in jedem
Fall erfüllt sein. Die gesamten Stellplätze auf dem Gelände sind für die Mitarbeiter/innen vorge-
halten.

Nach Erläuterung der 4 verschiedenen Varianten, sieht Frieder Gäßler in Absprache mit der Ver-
waltung und den Mitarbeiter/innen lediglich die Varianten 1 und 4 (in der Sitzungsvorlage = Vari-
ante 2) als geeignet an.
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Den Fahrradabstellplatz attraktiv und großzügig zu gestalten, fördert auch die Attraktivität das
Fahrrad vermehrt zu nutzen und entschärft dadurch die Verkehrssituation bzw. Parksituation auf
der Kirchstraße.
Feste Fahrradständer sind nur in begrenzter Anzahl vorgesehen, so dass auch Fahrradanhänger
darunter Platz finden.

Auf Anregung aus dem Gemeinderat, eventuell Schilder für Kurzzeitparker für die Parkplätze an
der Straße anzubringen, wird dies abgelehnt. Die Straßenparkplätze sind größtenteils tatsächlich
nur für die Eltern, die ihre Kinder bringen. Kurzzeitparkplatzschilder sind nicht erforderlich.
Die Mitarbeiter/innen parken auf den vorgesehenen Parkplätzen auf dem Gelände selbst oder
am Gemeindehaus.

Kritik wird aus den Reihen des Gemeinderats geäußert, dass der Fahrradabstellplatz überdimen-
sioniert sei. Frieder Gäßler begründet die Größe mit 48 Fahrradstellplätzen, dass es alleine schon
18 Mitarbeiter/innen seien und 140 Kinder, die von ihren Eltern gebracht werden.
Als Gegenargument wird vorgebracht, dass die Eltern ihre Kinder bringen, aber auch wieder ge-
hen und ihre Fahrräder selbst deshalb nicht unter der Fahrradüberdachung verbleiben.
Da die Überdachung nahe der Straße erfolgen wird, sollte auch die Option des Diebstahles be-
rücksichtigt werden. Hierzu ist eine Erweiterung der festen Fahrradständer möglich und in der
Planung berücksichtigt.

Der Vorschlag aus dem Gemeinderat, die Fahrradständer flexibel zu gestalten, damit der Unter-
stand auch für Veranstaltungen genutzt werden kann, wird begrüßt. Dies ist ebenfalls bereits
vorgesehen.

Der Gemeinderat äußert den Wunsch in die geplante Grünfläche auch Blühpflanzen mit einzu-
bringen.
Eine Gemeinderätin hätte es für wünschenswerter erachtet, den Baum zu erhalten und dafür
weniger Parkplätze herzustellen. Es seien genug Parkplätze in der näheren Umgebung vorhan-
den.
Auch wurde aus den Reihen des Gemeinderats Überraschung über die Parkplätze geäußert, da
ursprünglich im Gespräch war, von der Goethestraße her neue Parkplätze zu schaffen.
In Absprache mit der Kirchengemeinde und dem Personal wurde dieser Vorschlag abgelehnt, da
im hinteren Bereich des Grundstückes hauptsächlich ein Spielbereich zu finden sei, der dann
getrennt werden und sich verkleinern würde. Zudem sei dies im Hinblick auf den Straßenverkehr
etwas schwierig, da es sich bei der Geothestraße um eine Sackgasse handelt.

Positiv angesehen wird durch den Gemeinderat die vorgesehene Dachbegrünung.

Der Gemeinderat folgt mit 2 Enthaltungen und 1 Gegenstimme der Empfehlung des BBR
bzw. des Bau-Ausschusses und spricht sich für Variante 4 aus und beauftragt Architekt
Frieder Gässler, die Ausschreibung vorzunehmen und das Projekt umzusetzen. Die herzu-
stellenden Parkplätze auf dem Gelände sollen ausschließlich den Mitarbeiter/innen vorbe-
halten werden.
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10. B-Plan „Kronenwiese“

- Einleitungsbeschluss zur Beendigung des Verfahrens für B-Pläne
nach § 13 b BauGB gemäß § 215 a Abs. 1 BauGB

- Vorstellung und Billigung des Planentwurfs

- Beschluss zur Durchführung der Offenlage nach § 3 Abs. 2 BauGB

Frau Fischer vom Planungsbüro Fischer erläutert der Sachverhalt.

Die Erschließung der Kronenwiese durch einen privaten Investor wurde in den örtlichen Gremien
bereits positiv befürwortet. Mit der Aufstellung des Bebauungsplans "Kronenwiese“ soll u.a. durch
die Errichtung von Geschosswohnungsbau dem steigenden Bedarf an kleineren Wohnungen für
junge Erwachsene und ältere Menschen Rechnung getragen werden. Die Aufstellung des Be-
bauungsplans ist erforderlich, um die planungsrechtlichen Grundlagen zur Erschließung des Bau-
gebiets zu schaffen.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt im Südosten der Ortslage und umfasst den Be-
reich beidseits der Bahnhofstraße südöstlich angrenzend an die L 104. Im Südwesten grenzt das
Planungsgebiet an landwirtschaftliche Fläche. Im Nordwesten schließt das Planungsgebiet an die
vorhandene Bebauung an. Im Nordosten schließt der Geltungsbereich mit dem Querchweg ab.
Das Planungsgebiet umfasst eine Fläche von ca. 1,30 ha. Die Fläche ist als landwirtschaftliche
Fläche in der rechtswirksamen 3. Änderung des Flächennutzungsplans der Verwaltungsgemein-
schaft Schwanau - Meißenheim ausgewiesen. Der Flächennutzungsplan ist nach Rechtskraft des
Bebauungsplans zu berichtigen.

Der Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan „Kronenwiese“ nach § 13b BauGB (Einbezie-
hung von Außenbereichsflächen in das beschleunigte Verfahren nach § 13b BauGB) wurde be-
reits in der Gemeinderats-Sitzung am 25.11.2019 gefasst und am 28.11.2022 wiederholt. Die
Offenlage wurde noch nicht durchgeführt.

Der B-Plan sollte im beschleunigten Verfahren unter Einbeziehung von Außenbereichsflächen
nach § 13 b BauGB erstellt werden. Nachdem § 13 b BauGB für unzulässig erklärt wurde, war
zunächst unklar ob und wie es mit dem B-Plan Verfahren weitergehen kann.

Nachdem die Bundesregierung eine Reparaturklausel verabschiedet hat, kann das Verfahren un-
ter bestimmten Voraussetzungen fortgeführt werden.

Die Reparaturklausel sieht vor, dass bereits begonnene Verfahren nach §13b BauGB im be-
schleunigten Verfahren in entsprechender Anwendung des § 13a BauGB abgeschlossen wer-
den können, wenn ein entsprechender Satzungsbeschluss bis 31.12.2024 gefasst wird. Durch
die Gemeinde ist eine Vorprüfung des Einzelfalls entsprechend § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2
BauGB durchführen − Im Rahmen dieser Vorprüfung soll auch untersucht werden, ob die Pla-
nung speziell im Hinblick auf den Eingriffsausgleich dem Gebot zur gerechten Abwägung nach
§ 1 Absatz 7 BauGB entspricht.
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Daher wurde eine vollwertige Umweltprüfung durchgeführt, d.h. ein Umweltbericht erstellt und
eine Bilanzierung des Eingriffs (naturschutzrechtlicher Ausgleich) vorgenommen. Die benötigten
Ökopunkte werden von den Antragstellern bereitgestellt und müssen bis zum Satzungsbe-
schluss konkretisiert werden.

Ergänzend zur Sitzungsvorlage erläutert Frau Fischer, dass in der heutigen Sitzung der Planent-
wurf gebilligt und die Durchführung der Offenlage nach § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen werden
soll.

Es werden insgesamt 47 Wohneinheiten einstehen. Pro Wohneinheit sind 2 Stellplätze gefordert.

Die Stichstraßen sind ausschließlich privat und deren Unterhaltung obliegen ausschließlich den
Eigentümern bzw. den Investoren.

Versickerungsmulden sind in der Planung durch Hr. Boos berücksichtigt und im zeichnerischen
Teil des Planes dargestellt.

Die Vorhaben für die Erfüllung des Artenschutzes sind bereits geplant. Die weiterhin fehlenden
Ökopunkte sollen käuflich erworben werden. Ein Verkauf von Ökopunkten durch die Gemeinde
Meißenheim ist nicht vorgesehen. Sowohl die Anlegung der Artenschutzmaßnahmen wie auch
der Erwerb von Ökopunkten obliegt ausschließlich den Investoren.

Der Gemeinderat fasst einstimmig den Einleitungsbeschluss zur Beendigung des Verfah-
rens für B-Pläne nach § 13 b BauGB gemäß § 215 a Abs. 1 BauGB, billigt den Planentwurf
und beschließt die Durchführung der Offenlage nach § 3 Abs. 2 BauGB.

11. B-Plan "Areal Altes Rathaus" als B-Plan der Innenentwicklung
nach § 13a BauGB

- Beratung und Beschlussfassung über eingegangene Anregungen der Be-
hörden und TöB sowie Bürger i. R. d. 2. Offenlage nach § 4a Abs. 3 BauGB
- Satzungsbeschluss nach § 10 BauGB

Frau Fischer vom Planungsbüro Fischer erläutert der Sachverhalt.

Zur Sicherung der städtebaulichen Entwicklung auf dem Areal des Alten Rathauses ist die Auf-
stellung eines Bebauungsplans erforderlich. Anlass der Planung war ein städtebaulicher Wettbe-
werb, den die Gemeinde Meißenheim durchgeführt hat. Der Bebauungsplan wurde auf der
Grundlage des Entwurfs des Zweitplatzierten erstellt.

Mit der Überplanung des Areals kann in der Ortsmitte Wohnraum geschaffen und ein wesentlicher
Beitrag zur Innenentwicklung geleistet werden. Grundlage des städtebaulichen Planungswettbe-
werbs waren 4 Gebäudekörper, welche sich zu einem Ensemble gruppieren und über einen öf-
fentlichen Erschließungsweg verbunden werden. Der Schwerpunkt soll auf seniorengerechten,
barrierefreien Wohneinheiten liegen. Es soll ein neues Quartier mit Wohnraum für „Jung und Alt“
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entstehen, wobei der Schwerpunkt im Bereich der älteren Generation gesehen wird, hierfür sind
zwei Gebäudekomplexe eingeplant. In einem weiteren Gebäude soll eine ambulant betreute
Wohngruppe eingerichtet werden, auch soll in einem der Gebäude die Möglichkeit zur Unterbrin-
gung einer Arztpraxis gegeben sein. Im rückwärtigen Bereich wird für ältere Menschen sowie für
Familien eine Freifläche als Treffpunkt für alle Generationen geschaffen.

Die Aufstellung des Bebauungsplans erfolgt im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB. Es
handelt sich um einen Bebauungsplan der Innenentwicklung gemäß § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans "Areal Altes Rathaus" umfasst mit einer Größe von
ca. 0,65ha die FlStNrn. 186 und 187 südwestlich der Rathausstraße in der Ortsmitte von Meißen-
heim. Im Nordwesten, Süden und Osten grenzt das Planungsgebiet an bestehende Bebauung.

In der Sitzung vom 17.07.2023 hat der Gemeinderat den Aufstellungsbeschluss nach § 2 Abs. 1
BauGB gefasst, sowie die Offenlage des Planentwurfs beschlossen. Die Durchführung der Of-
fenlage hat vom 31. Juli bis 08. September 2023 stattgefunden.

In der Sitzung vom 26.01.2024 wurde über die von den Trägern öffentlicher Belange und von
Bürgern vorgetragenen Anregungen beraten und eine 2. Offenlage beschlossen. Die Durchfüh-
rung der 2. Offenlage hat vom 19. Februar bis 22. März stattgefunden.

Die von den Trägern öffentlicher Belange vorgetragenen Anregungen sind in der beigefügten
Tabelle ersichtlich. Anregungen von Bürgern wurden keine vorgetragen.

In der heutigen Sitzung soll die Abwägung der Stellungnahmen, sowie der Satzungsbeschluss
zum B-Plan „Areal Altes Rathaus“ beschlossen werden.

Der Gemeinderat wägt mit 1 Enthaltung und 1 Gegenstimme die Anregungen der Träger
öffentlicher Belange sowie von Privaten ab, billigt den Planentwurf und beschließt den
Bebauungsplan „Areal Altes Rathaus“ als Satzung nach § 10 BauGB.

12. Verschiedenes

· Vermehrt werden wilde Müllablagerungen zur Anzeige gebracht. Die Bürger mögen bitte
der Gemeinde oder der Polizei Hinweise zu den Verursachern geben, sofern Beobach-
tungen gemacht werden.

· Bürgermeister Schröder verweist nochmals auf das Stadtradeln und bittet um rege Teil-
nahme.

· Bürgermeister Schröder bedankt sich nochmals für die Veranstaltungen der vergangenen
Tage - an den Feiertagen und Wochenenden -, welche durch die Vereine und Aktiven
durchgeführt wurden, auch für die Werbung und Flyer in Zusammenarbeit mit den Nach-
barkommunen.

· Bürgermeister Schröder und Bettina Lohrer besuchten vergangenen Freitag denDeut-
schen Soldatenfriedhof in Bergheim. Es war insgesamt ein aufschlussreicher und erfolg-
reicher Ausflug.

· Am 06.05.2024 fand das Richtfest am Sportheim Kürzell statt. Bürgermeister Schröder
bedankt sich bei den Vereinsmitgliedern und Vorständen. Die Gemeinde hat finanziell den
Verein mit Zuschüssen unterstützt. Weitere Zuschüsse erfolgen durch den Regionalver-
band und Badischen Sportbund.
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· Zur neuen Rektorin der Friederike-Brion-Grundschule wurde Marlene Haßler ernannt.
· Die Leistungsabzeichen der Feuerwehr wurden von allen Mitgliedern der Feuerwehr in

Rheinau bestanden. Hierzu gratuliert Bürgermeister Schröder herzlich.
Insgesamt nahmen 72 Feuerwehren daran teil.

13. Frageviertelstunde

Eine Bürgerin fragt an, ob es richtig sei, dass die Gemeinde den Neubau auf dem ehema-
ligen Kreuz-Areal in Kürzell mit 3 Mehrfamilienhäusern mit jeweils 6 Wohnungen anmieten
würde. Über den Investor selbst sei Nichts bekannt, auch kein Baustellenbanner gibt Auf-
schluss über den Investor oder die Planungen selbst.
Bürgermeister Schröder informiert, dass es sich bei dem Bauherr um die Fa. Lössle han-
delt, welche auf eigene Rechnung die Mehrfamilienhäuser errichtet. Die Firma hat das
Gelände erworben, welches in den vergangenen Jahren mehrfach verkauft wurde. Die
Gemeinde hat bisher keine Räume oder Wohnungen angemietet und auch eine Anmie-
tung nicht geplant. Bürgermeister Schröder wird gerne anregen, dass ein Baustellenban-
ner zur Information angebracht wird. Laut Bauantrag sind 3 Mehrfamilienhäuser mit Park-
plätzen im Außenbereich des Areals geplant. Pro Wohneinheit sind 1,5 Stellplätze vorge-
sehen. Nicht Bestandteil der Baugenehmigung ist jedoch, ob es sich um Eigentumswoh-
nungen oder Mietobjekte handelt, dies ist deshalb auch der Gemeinde nicht bekannt.

Die Urkundspersonen Protokollführer

Alexander Schröder, Bürgermeister Patricia Hess

Hugo Wingert, Gemeinderat

Sabine Fischer, Gemeinderätin


